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Einwohnerrat der Stadt Aarau 
 
 
 
Anfrage betr. Mauscheleien im Kreisschulrat Aarau-Buchs 
 
Der Einwohnerrat der Stadt Aarau hat am 23. Januar 2017 die Satzungen für die Kreisschule Aarau-
Buchs verabschiedet. Der Einwohnerrat von Buchs hat dies am 26. Januar 2017 getan. Wenig später 
stimmte das Stimmvolk der Kreisschule zu. Bei der Kreisschule Aarau-Buchs handelt es sich um einen 
Gemeindeverband mit eigener Rechtspersönlichkeit im Sinne von §§ 74 ff. des Gemeindegesetzes 
(SAR 171.100). Die erwähnten Satzungen der Kreisschule sehen insbesondere vor, dass die "Ver-
handlungen des Kreisschulrates […] öffentlich" sind (§13 Abs. 5). Diese Bestimmungen basieren auf 
dem Gemeindegesetz des Kantons Aargau, welche das Öffentlichkeitsprinzip für alle Verhandlungen 
der Abgeordnetenversammlung der Gemeindeverbände in §79 Abs. 2 vorgesehen hat. Der Gesetz-
geber wollte mit dieser Bestimmung jegliche Mauschelei bekämpften und Transparenz schaffen.  
 
Der gesetzlich verankerte Grundsatz der Öffentlichkeit der Sitzungen wird heute durch den Kreisschul-
rat verletzt. So werden vor den Kreisschulratssitzungen nicht öffentliche «Vorsitzungen» oder "Infor-
mationsveranstaltungen" abgehalten. In diesen werden die Geschäfte vorberaten und die öffentlichen 
Kreisschulratssitzungen werden damit zur Farce. Die Möglichkeit von "Geheimsitzungen" soll nun 
auch im Geschäftsreglement verankert werden. An der nächsten Sitzung vom 22. März 2018 wird das 
neue Geschäftsreglement behandelt. Darin soll nun ausdrücklich die Möglichkeit geschaffen werden, 
(mutmasslich geheime) „Informationsveranstaltungen“ durchzuführen (§7 Abs. 4). Ferner soll der 
Kreisschulrat selber die Möglichkeit haben, die Öffentlichkeit von seinen Verhandlungen auszuschlies-
sen (§11 Abs. 1) und es sollen Kommissionsprotokolle unter Verschluss gehalten werden (§31 Abs. 
6). Diese wären dann nicht einmal durch diejenigen Mitglieder des Kreisschulrates, die nicht in der 
Kommission sitzen, einsehbar. Diese geplanten Bestimmungen widersprechen klar geltendem Recht 
und den vom Einwohnerrat und Volk verabschiedeten Satzungen. 
 
Diese Geheimniskrämerei führt auch zu praktischen Problemen. Da die Protokolle dieser Sitzung nicht 
öffentlich zugänglich sind, fehlen dem Stimmbürger die lückenlosen Informationen ("Materialien"), um 
Entscheide des Kreisschulrates nachvollziehen zu können.  
 
Die Einwohnerräte von Aarau und Buchs sowie das Volk wollten den Weg für eine moderne Schule 
ebnen. Es entsteht nun der Eindruck, als würde der Kreisschulrat die Satzungen nach Gutdünken 
umschreiben. Damit wird geltendes Recht missachtet und es entsteht der Eindruck von Mauscheleien.  
 
Der Stadtrat hat Einsitz im Kreisschulrat und kann via seine Vertretung Einfluss nehmen. Der Stadtrat 
wird daher gebeten, die folgenden Fragen zu beantworten:  
 
1) Wie beurteilt der Stadtrat die beschriebene Situation im Kreisschulrat, wo offensichtlich versucht 

wird, systematisch die Öffentlichkeit von wesentlichen Verhandlungen und Informationen auszu-

schliessen? 

 

2) Wird die Vertretung des Stadtrates im Kreisschulrat Aarau-Buchs die ihr zur Verfügung stehenden 

Möglichkeiten nutzen, um die Verabschiedung dieses gesetzeswidrigen Reglements zu verhin-

dern? 

 

3) Wird sich der Stadtrat dafür einsetzen, dass zukünftig keine nicht-öffentlichen Sitzungen des 

Kreisschulrates mehr stattfinden? 

 



4) Wird sich der Stadtrat dafür einsetzen, dass auch im Kreisschulrat der Öffentlichkeitsgrundsatz 

gestärkt und in die öffentliche Wahrnehmung gerückt wird? (z.B. durch öffentliche Publikation mit 

Hinweis auf die Öffentlichkeit der Sitzungen sowie Publikation der Sitzungsprotokolle)  

 

5) Wird der Stadtrat den Einwohnerratsbeschluss sowie den Volkswillen schützen und von seinen 

rechtlichen Möglichkeiten Gebrauch machen, indem er beim Regierungsrat eine Gemeindebe-

schwerde gemäss § 107 Abs. 2 Gemeindegesetz einreichen wird, sollten die gesetzeswidrigen 

Bestimmungen des Kreisschulrats-Reglements nichtsdestotrotz verabschiedet werden?  

 

6) Würde es der Stadtrat begrüssen, wenn künftig geheime Einwohnerratssitzungen stattfinden wür-

den und kurz darauf noch eine für die Öffentlichkeit bestimmte (Alibi-)Sitzung abgehalten würde? 

 

7) Wie handhabt der Stadtrat grundsätzlich die Interessensvertretung in den Gremien, in denen er 

Einsitz hat? Werden die von den Vertretern der Stadt einzunehmenden Positionen vorbesprochen 

und dokumentiert oder kann jeder Vertreter seine eigenen Interessen nach Gutdünken vertreten? 
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Einwohnerrat SVP 
 


